
Begründung des Bnfwurfs eines Gesetzes
zur llegelung der Sfaalshaffung

in der D e ut s ch e n D emokr atí s ch e n fi epuülitr [s t a it sh a[ t un g s g e s etz)
vor der Volkshammer durch den Mínisteruat

Vorgetragen durch ilen Stelluet'treter des Vorsítzend.en d,es Ministerrates uttilMinisler d"er Jusriz, Dr. wünsche, in cler 1J. sitzu,ng d,er volkskammet,

    """''*o"ouo

Herr Prásident! Verehrte Abgeordnete, Or"ffi
Demol<ratischen Republik hat clie sozialistische Rechtsordnung unseres staa_tes sicher f.ndiert und bedeutencl vervollhommnet. Die Grundlagen für dieGewáhrleistung von sozialistischer Gesetzlichl<eit, Gerechtigkeit u-nci Rechr;s-
sicherheit werden damit noch fester gefügt. Die konsequenie Friedenspolitik
unseres Staates, die allseitige EntwicJ<lung der prod.utrtivkráfte und der so_zialistischen Produktionsverháltnisse sowie der anderen gesellscha{ilichen
Beziehungen haben es e'mógliclrt, die Rechte der staatsÉür[er der DDR mitder Verlassung noch weiter auszugestarten und zuverrassig zu garantieren.
Die Entfaltung der sozialistischen Demokratie, die weiteré Ausprágung oer
sozialistischen Rechtsordnung und die vervolikommnung der Bürgerrechte
sind in unserem staate ein gesetzmáBiger, komplexer EntwichlungsprozefJ.
Auch und gerade hierdurdr werden d'ie diametralen Entwicklungslinien der
beiden deutschen staaten und die úberlegenheit der sozialistisÁen staats_und Gesellschaftsordnung in der Deutschen Demohratischen Republih über
das spátkapitalistische volksfeindliche r{errschaftssystem in wesáeutschla_nd
erneut verdeutlicht. wáhrend in der Deutschen Dernokratisctren Republik derMensdr im I\{ittelpunkt a1ler Bemühungen cles staates und der Gesellschaft
steht und die Grundrectrte der Bürger stándig ausgebaut werclen, errolet im
wcstdeufsehen staat ihr stándiger Abbau, ihre sf ándige Aushóhlung ats not_
wendige voraussetzur-rg bzw. Folge einer politik, die durch Expansionsstre-
ben, Aggressionsvorbereitung und Notstanciscliktatur gehennzeichnet ist unddamit gegcn die fundamentalen Lebensinteressen cler westdeutschen Bevól-
kerung verstóflt.
Der weitere Ausbau des Inhalts uncl cles systems der Bürgerrechte der Deut-
sctren Demohratischen Republik findet unter anderem auch im Art. 106 unse_rer verfassung Ausdrud<. Er gewáhrt den Bürgern das Recht auf Ersatz sol_
ctrer scháden, die ihnen durch ungesetzliche MaBnah*en im Zusammenhang
mit der Ausübung staatlicher Tátigkeit zugefügt werden. Diese verfassungs_
bestimrnung beruht auf dem unverbrücl¡lichen prinzip, daB es erstes uncr
hóchstes Anliegen jecl.es staatlichen organs und aller lMitarbeiter der staats_
organe ist, ihre Aufgaben im rnteresse und zum wohre der werktátigen
Mensriren zu lósen, deren Rectrte zu achten und zu wahren und die sozia_listische Gesetzlichheit streng einzuhalten. Die Mitarbeiter unserer staats_
organe sincl nadr l¡esten l{ráften und mit hohem Verantwortungsbewul3tsein
bemüht, stándig im sinne dieses prinzips zu handeln und dadu-rch das engeVertrauensverháltnis zrvischen unseren Bürgern nnd ihren staatsorganen
'¿'eite. zu festigen. wenn dennoch in Durchführung staatlicher Tátigkeit einEürger: rechts-widrig schaden erteidet, so handelt es sich nur um Au-snat-rme_fálle, die aul subjektiven ursachen und auf Mángeln in der Tátijleit ein_zelner Mitarbeiter beruhen. Die wiederherstellung der gesetzliclrJn Rechteder Bürger und cier Ersatz des eingetretenen Schadens in diese'Fállen wirct 956
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durctr die Bestimmungen über die Staatshaftung gesicttert. Diese Haftung
tritt in Vervollkommnung des Redrtsschutzes der Bürger zu den bereits be-
stehenden zivilrechtlidren Móglichlieiten der Wiedergutmachung bei Sdta-
¡l an czr r f ii o r r n o

Das lhnen im Entwurl vorliegende Gesetz regelt - wie im Art. 100 der Ver-
fassung gefordert - in dem dort festgelegten Rahmen die Voraussetzungen
und das Verfahren der Staatshafl;ung in der Deutschen Demokratisdten
Republik. Eine Wiedergutmachung ist danach für solche Scháden vorgesehen,
die einem Bürger oder seinem persónlichen Eigentum in Ausübung staat-
licher Tátigheit rechtswidrig zugelügt werden. Damit rverden mógliche Be-
eintráchtigungen der Gesundheit, des Lebens, der persónlichcn Freiheit und
anderer Persónlictrkeitsrechte der Bürger sowie Sdláden an Gegenstánden
ihres persónlichen Eigentums erfafit. Das Gesetz geht davon aus, da8 der
Sctraden unabhángig davon zu ersetzen ist, ob er von derrr Mitarbeiter eines
staatlichen Organs oder einer staatlictren Einrichtung vcrursadrt rvurde. Ent-
scheidendes I{riterium für den Ersatzanspruch ist, dalj es sidr um reclrts-
widrig zugefügte Sctráden handeln mu8, die unmittelbar aus einer staat-
lichen Tátigkeit herrühren.
Da mit der weiteren Entwicklung der sozialistischen Demokratie immer mehr
ehrenamtlictr tátige Bürger in die Arbeit der staatlichen Organe und Ein-
richtungcn einbezogen werden, soli sich die Haftung auch auf solche Hand-
Iungen erstrechen, die durch weisungsberechtigte ehrenamtliche Mitarbeiter
staatiidler Organe odel Einrictttungen in deren Auftrag durchgeführt wer-
den. Zu diesen im Gesetzentwurf als ,,Beauftragte" bezeichneten ehrenamt-
liclen Mitarbeitern záhlen z. B. Heller der Deutsdren Volkspolizei und Ge-
sundheitshelfer.
Im Inieresse des umfassenden Sdrutzes der Rechte und Interessen der Bür-
ger madrt das Gesetz die Leistung von Sdradenersatz nictrt vom Vorliegen
eines Verschuldens abhángig. Vielmehr genügt es für die Entstehung eines
Ersatzanspructrs, daB der Sciraden redttswidrig zugefügt wurde, was nactr
objehtiven Maf3stáben festzustellen ist. Dem Bürger obliegt damit nictrt die
PÍlicht einer oft schwierigen Beweisführung für ein schuidhaftes Handeln
des Mitarbeiters, der den Sdraden herbeigeführt hat. Diese Regeiung geht
davon aus, daB die Auswahl und Erziehung der Mitarbeiter Aulgabe und
Pflicht des jeweiligen staatlichen Organs oder der staatlichen Einrichtung
ist. Eine unzureidrende Schulung oder Anleitung der Mitarbeiter sorvie eine
ungenügende I{ontrolle ihrer Tátiglieit soll und darf sich nicht zuungunsten
der Bürger auswirken. Dem entspricht das Prinzip dcr objehtiven Haftung.
wie es im $ 1 des Gesetzentwurfs festgelegt ist.
Die gesetzliche Regelung der Staatshaltung ist also nicht nur ein bedeut-
samer Beitrag zur Vervollhommnung des sozialisiischen Rechtssystems und
der Gewáhrleistung der Grundreclrte der Bürger, sondern sie dient insbe-
sondere auctr dazu, das Verantwortungsbewul3tsein und die Staatsdisziplin
der Leiter, Mitarbeiter und Beauftragten. der staatlichen Organe und Ein-
ridrtungen und damit die Qualitát der staatlichen Leitungstátigkeit weiter
zu heben. Auf diesen entsdreidenden Gesichtspunht weist die Práambel des
Gesetzes besonders hin. Es entspricht deshalb der erzieherischen Funktion des
Gesetzes, wenn es festlegt, da6 der Sdtadenersatz grundsátzlich aus den
Haushaltsmitteln oder den finanziellen Fonds des staatlichen Organs oder der
staatlichen Einrichtung zu leisten ist, deren Mitarbeiter oder Beauftragte
den Sdraden rectrtswidrig verursacht haben.
Ein unmittelbarer Anspruch des geschádigten Bürgers gegen den handelnden
Mitarbeiter oder Beauftragien besteht niút. Dies bedeutet für den Gesdrá-
digten keinen Nachteil, sondern eine erhóhte Sidrerung, weil die Befriedi-957
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e.,. -,.iínes Ans¡).--*.o,hicht von der Leistungsfáhigkeit des betreffenden-Mitarbeiters abhángig gemadrt wird. Der gesdrádigte Bürger erhált in jedem
Falle vollen und sdrnellen Ersatz des festgesteliten sctradens von dem jewei-
lig haftenden staatlichen organ. Dieses ist beredrtigt und verpflichtet, auf
der Grundlage cler für a1le werktátigen geltenden Bestimmungen über die
arbeitsrechtlidre materielle Verantwortlichheit gegen den Mitarbeiter- Regrcl}
zu nehrnen, falls er den schaden rechtswidrig und schuldha-tt werursacht hat.
Ein unsere gesarnte sozialistische Rechtsordnung charahterisierendes Prinzip
ist es, Rectrtsverletzungen und damit Sdradenszufügungen zu vermeiden und
ihrer Entstehung vorzubeugen. Die sich daraus für jeden ergebencle Ver-
pflidrtung besteht darin, sein Verhalten so einzurichten, daB weder Leben
und Gesundheit der Btirger verletzt werden noch Sdraden am gesellschaft-
lichen sowie individuellen Eigentum entsteht.
Auch der vorliegende Gesetzentwurf geht von diesem Grundgedanken sozia-
listischer Gemeinschaftsbeziehungen aus. Er orientiert auf die strilite Ein-
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und damit auf die Vermeidung von
Scháden. Jede rechtsr,vidrige Schadenszufügung clurch Mitarbeiter staatlicher
Organe verletzt nicht nur wiútige individuelle lirteressen der Bürger, son-
dern in gleichem Ma[3e gesamtstaatlidre ]nteressen. Aus diesem Grunde ist
dcn staatlichen Organen und Einrichtungen ftir Handlungen ihrer Mit-
arbeiter eine hohe Verantwortung auferlegt worden. Aber audr für den Bür-
ger ergibt sidr daraus die im Gesetzentv¿urf behráftigte Verpflichtung, alle
ihm móglichen und zumutbaren Ma8nahmen zu ergreifen, um cinen drohen-
den Sdladen zu verhindern oder in seinen Auswirkungen zu mindern.
Der Grundsatz des umlassenden Rechtssdrutzes der Bürger, die wirhsame
und schnelle Wiederherstellung seiner verletzten Redrte waren auch bestim-
mend für die im Gesetzentwurf vorgesehene Verfahrensregelung. Gleidrzeitig
ham es darauf an, die bereits mehrfach erwáhnte Verantwortung der staat-
lidren Organe und Einridrtungen auctr für das Verfahren der Feststellung
und Regulierung des Schadenersatzes wirlisam werden zu lassen.
Die im Gesetzentwurf enthaltene Verfahrensregelung geht deshalb von dem
Grundgedanken aus, da8 der für einen Sctraden Verantwortliche auctr alles
tun muf3, um den Schaden 'uviedergutzumactren. Es entsprictrt daher der in
der Verfassung festgelegten Verantwortung der staatlichen Organe und Ein-
rictrtungen für ihre Tátigkeit, wenn sie selbst die erforderlichen Ma8nahmen
herbeiführen, um in enger Zusammenarbeit mit den Bürgern einen durct¡
Handlungen ihrer Mitarbeiter rechtswidrig angeridrteten Schaden wieder
auszugleichen, die Staatsdisziplin und das VerantwortungsbewuBtsein der
Mitarbeiter zu stárhen und das Vertrauensverháltnis der Bürger zu ihrem
Staat zu festigen. Diese Verantwortung kann und darf dem jeweiiigen Or-
gan nicht abgenommen werden. Der Gesetzentwurf sieht deshaib vor. dall
über den Antrag auf Schadenersatz nach Grund und llóhe von dem Leiter
des staa'tlichen Organs oder der staatlidren Einrichtung zu entsctreiden
ist, durch dessen Mitarbeiter oder Beauftragten der Sdraden verursadrt
wurde. Aus den gleichen Gründen soll der Bürger, der mít der Entscheiclung
nictrt einverstanden ist, seine Beschwercle wiederum bei dem staatlictren
Organ oder der staatlidten Einrichtung einlegen, deren Entscheidung ange-
fodrten wird. Wird von dem Leiter dieses Organs oder dieser Einrichtung
der Beschwerde nicht abgeholfen, so hat er sie - nach dern Entwurf des
Gesetzes - innerhalb einer Woche dem übergeorclneten teiter zur endgülti-
gen Entscheidung vorzulegen, dem damit gleichzeitig die Móglichl<eit gegeben
wird, die erforderlichen disziplinarischen und anderen MaBnahmen zur Siche-
rung und Einhaltung der Gesetzlichheit in den nachgeordneten Organen
uncl Einrichtlrngen zu treffen. 958
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Aus den dargJe-'::i und ar¡deren prinzipienen Erwágungen wurde davonAbstand geno'',.én, Festste[ungen oder Entscheidungen über Fálle der
Staatshaftung in die Zustándigkeit der Gerictrte zu verweisen
verehrte Abgeordnete! Die gesetzlictre Regelung der staatshaftung ist einweiterer wictrtiger schritt zur vervollkommnung .unserer sozialistischen
Redrtsordnung. sie ist ein Ausdruclc dafür, da8 in unserer sozialistisehen
Gesellsehaft neben den politisctren und ókonomischen auel¡ die juristischen
Garantien für die allseitige EntwicJ<lung der Rectrte der Bürger pranmáBig
und im Einklang mit den gesellsctraftlichen Móglichkeiten gesctraffen und
erweitert werden. Hauptanliegen des Gesetzes ist es, das mit der politisetr-
moralischen Einheit unseres Volkes gewactrsene vertrauensverháltnis zwi-
schen den Bürgern und ihrem sozialistischen staat weiter zu festigen und zu
vertiefen. Die prinzipielle übereinstirnmung cler rnteressen dei sozialisti-
sctren Gesellsdraft, ihres staates und seiner Bürger, wie sie auctr in dem vor-liegenden Gesetzentwud zum Ausdruc:rr kommt, ist die entscrreidende
Grundlage für die erfolgreiche Erfüllung der vor uns stehenden Aufgaben.bei der weiteren Gestaltung des entwickelten gesellsctraftiictren systems
des sozialismus. Dieser Leitgedanke muB auch für die praktisctre Anwen-
dung des Gesetzes ridrtungweisend sein. Es ist anzuwenden im rnteresse der
weiteren stárkung der sozialistiscl¡en Staatsmacht, der stándigen verbesse-
rung der Arbeitsweise aller Mitarbeiter der staailichen organe und Einrich-
tungen sowie der Festigung unserer sozialistisctren Menschengemeinschaft.
rm Auftrage des Ministerrates bitte ictr sie, dem Gesetzentwurf rhre Zustim-
mung zu geben.
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